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Pol.-Kommissar Bemd Huppertz~ Pol.-Präsidium Köln

~ Abschleppen verbotswidrig abgestellter Kfz durch die Polizei

Eine rechtliche Untersuchung zu einem polizeilich aktuellen Thema

Bei der anhaltenden Diskussion über das Abschleppen verbotswidrig abgestellter Kfi: fällt auf, daß sowohl auf die Generalklausel als auch
auf die Standardmaßnahme zurückgegriffen wird. Bei der zwangsweisen Durchsetzung der Maßnahme bei Abwesenheit des Pflichtigen
wird im allgemeinen das Rechtsinstitut des Sofortvollzugs im Wege der Ersatzvornahme herangezogen. Dagegen wird eingewendet, die

Standardmaßnahme gehe dem Verwaltungszwang als Spezialregel vor. Darüber herrscht weder in der Rechtsprechung noch in der Literatur i
Einigkeit. Nachfolgend möchte ich einen Literaturvergleich über die Anwendbarkeit der genannten Rechtsgrundlagen vornehmen. Dane-
ben werden Aspekte der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme, des Datenschutzes, sowie des Kostenanspruchs der Vollzugsbehörde ange-

sprochen.

1. Die Rechtsgrundlagen für die Abschleppmaßnahme Auge~, so kann man hier durchaus auch zu einem anderep

Ergeb'nis kommen. . . . .
Eine Rechtsgrundlage könnte sich aus § 4411 Satz 2 StVO erge- »Geht man den Ursachen und Wirkungen eInmal nach, ergibt sich

. .'" vermutlich in allen Großstädten das gleiche, mindestens jedoch ein ähn-
ben. Danach kann dle Polizei bel Gefahr 1m Verzuge zur Auf- liches Bild. Es läßt sich so beschreiben, daß im Kernbereich die gebüh-
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung des Straßenver- renpf!ichtigen Parkplätze und Parkhäuser je nach Tages- und Wochen-
kehrs an Stelle der an sich zuständigen Behörden tätig werden zeit besetzt oder - weil unattraktiv - nicht ausgelas~et sind. Kurzzeit-

..' ß parkplätze sind im Regelfall belegt unter fast ständiger Inkaufnahmeund vorlau&ge Ma nahmen treffen. von Zeitüberschreitungen. Der Parksuchverkehr belastet die Verkehrs-
§ 4411 Satz 2 StVO räumt der Polizei bei Gefahr im Verzuge frequenz und bringt einen durchfahrenden und nicht suchenden Kran-

lediglich die Befugnisse ein, die an sich den Straßenverkehrsbe- fa.?rer zu~ Wei~glu~. Dienstleister und Warenlieferer..suchen nach
... Lucken, fmden sie nicht und stellen Fahrzeuge und Gerat dort ab, wo

horden nach § 44 I 1. V .m. § 45 StVO zukommen. Dazu ge- Platz ist, ohne Rücksicht darauf, ob die Fläche Fußgängern oder Rad-
hören ZWaIJ Beschränkungen und Verbote des Verkehrs durch fahrern gewidmet ist. Der öffentliche Personennahverkehr stockt;
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, nicht aber Ab- Geh- und Rad~ege ~ind mit abgestellten Fa~rzeu~en zeitweis.e zuge-

I stellt; Grundstucksem- und -ausfahrten verlieren Ihren funktionalen
schleppmaßnahmen. Sinn; Durchfahrtmöl?;lichkeiten für Sicherheitsfahrzeuge der Polizei,

Die Ermächtigung könnte sich jedoch aus den einschlägigen Feuerwehr sowie Ambulanzen sind zeitweise in gefährlicher Form ein-
Bestimmungen über die Sicherstellung zur Gefahrenabwehr geengt; Straßenreinigung und Müllabfuhr laufen keineswegs so glatt

b wie wünschenswert"b.
erge. e~... . Ich habe das Zitat bewußt so lang gewählt, da es die herrschen-

The m diesem Artlkel angesprochenen landesrechtlichen cl Z .. d . d S" dt t ff d b h .bt D. beste" . . en ustan e m en ta en zu re en esc rel . le -
Regelu?gen ~ezle~en sich auf Nordrhem-Westfalen. .Eme ~enden Schwierigkeiten der Rechtslehre im Zusammenhang
syn~pusche Uberslcht der ents~reche~den l~ndesr~ch~lIc~en mit dem Abschleppen müssen auch vor diesem polizeiprakti-
Besum~ungen anderer Bundeslander &n?et slc.h ~el.Rzegel . sehen Hintergrund gesehen werden. Das das Abschleppen

Gemäß §21 Nr. 1 PoIG/NW kann dle Pollzel elle Sache bereits seit längerem als ultima ration angesehen wird, ja anges e-
sicherstellen, um eine gegenwärtige Gefahr ab~uwehren. Ziffer. hen werden muß, beweisen nicht zuletzt jene Gerichtsentschei-
21.1 VVPolGzu § 21 nennt ausdrücklich die Sicherstellungvori dungen, die sich mit der Frage der Verhältnismäßigkeit auch in
Fahrzeugen zur Gefahrenabwehr. Bezug auf die durch die verbotswidrig abgestellten Kfz beein-

Hinsichtlich falsch haltender oder parkender Fahrzeuge muß
auf die VwV-StVO zu § 13 I StVO (Absatz V) verwiesen wer- .. Der Autor (31) trat nach Abitur 1978 in den Schutzpolizei dienst des
den. Darin wird bestimmt daß unerlaubt haltende Fahrzeuge Landes Nordrhein-Westfalen (I. Fachprüfung 1980) ein und versah

. .'. . .. von 1980 bis 1983 Polizei-Einzeldienst in Köln. Während dieser Zeit
nach Maßgabe der pollzeulchen Vorschrrlten kostenpflichtig nebenamtlich Jura-Studium an der Kölner Universität. 1983 -1986

abgeschleppt werden können. Fachhochschule f. öff. Verwaltung in Köln mit Abschluß 11. Fachprü-
Die Ermächtigung dient also eindeutig der Gefahrenabwehr. fung. Seitdem eingesetzt als Wachdienstführer beim PP Köln; z. Z.
. .. . abgeordnet als Zugführer/Fachlehrer an die BP A in Brühl.

These unterfällt nach der herrschenden, insbesondere von den IVT
B l.. Ab hl Kraftf hr f V I. .. 1 w. aus,..., sc eppen von a zeugen au eran assung

Verwaltungsgerlchten vertretenen Auffassung dem Pollzel- der Polizei; in: DAR 5/83, S. 148.

recht der Länder. Voraussetzung ist das Vorliegen einer gegen- 2 R. Riegel, Polizei- u. Ordnungsrecht, Grundwerk 1984,43. Es ent-
wärtigen Gefahr. Diese liegt vor, wenn die Einwirkung des spricht $ 8 MEPolG dem $ 3 BWPolG, $ 11 PAG, $ 14 ASOG,

h ;' d ' d " b . b h d . $ 10 BremPolG, $ 3 HSOG, $ 1,4 HessSOG, § 11 NSOG, $ 8
sc algen en Erelgmsses erelts egonnen at 0 er wenn elle PolGNW, § 9 RhpfpVG, $ 14 SPVG, $ 171 LVwG, $ 10 BGSG;

Einwirkung unmittelbar oder in allernächster Zeit mit an §21 MEPolG entspricht dem $ 26, 27 BWPolG, $24 PAG, § 26
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bevorstehv. ASOG, $ 23 BremPoiG, § 14 1 HSOG, $ 18 HessSOG, $ 24

N " h E. lh ' b d. hfüh b . h NSOG,$ 21 PolGNW, $ 22RhPfpVG,§ 14SPVG,§ 183 LVwG,a ere mze elten Ü er le Durc .. rung erge en SlC aus § 27, 28 BGSG; $ 28 MEPolG entspricht dem § 2, 18 BWPolG,

dem Runderlaß über die Sicherstellung von Fahrzeugen durch § 32 PAG, $ 6 VwVGBln., § 11 VwVGBrem., § 18, 27
die Polizei4. VwVGHmb.., $ 24 SOG, $ 42 NSOG, § 28 PolGNW, $ 50

Hi . . d . d h fd P bl d h" l '" RhPfpVG,$55SPVG,194-196LVwG,$6VwVGBund.;§30- erm Wlr Wle er auc au as ro em er Ver a tmsma- MEPolG entspricht § 25, 31 BWPolG, § 34 PAG, § 10
ßigkeit der Maßnahme hingewiesen. Generell nämlich sind VwVGBln., $ 15 VwVGBrem., § 14, 19 VwVGHmb.., $ 26 SOG,
Verstöße im ruhenden Verkehr als geringfügig anzusehen, wie § 44 NSOG, $ 30 PolGNW, § 52 RhPfpVG, § 55 SPVG, $ 204

h .h A f h . d V ldk al L VwG, § 10 VwVGBund.
auc 1 re u na me m en sog. erwarnungsge at og 3 G. Heise, PolG/NW, 6. Auf!. [1987], Rz. 19 zu $ 1 FolG; so auch

zeigt5. Dietel/Gintze~ Allg. Verwaltungs- u. Polizeirecht für NW, 9.
Auf!. [1980], $ 6111 3.08.

11 P b' . dem h d T7 k h 4 RdErl. IM/NW vom 25.6. 1979 (MBl. NW S. 1508/SMBl. 20510). ro ~eme mzt ru en en ver e r idF vom 16.6. 1987 (MBl. NW. S. 1140).

.. " . . 5 J. Vahle, Die Sicherstellung von Fahrzeugen durch die Polizei zum
Halt man slch Jedoch dle von ellern solcherart abgestellten Zwecke der Gefahrenabwehr; in: Die Polizei $/1981, S. 102.

Fahrzeug ausgehenden Verkehrsbeeinträchtigungen vor 6 Die Unruhe mit dem ruhenden Verkehr; in: DPolBl. 3/85, S. 2.
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trächtigten anderen Verkehrsteilnehmer ernsthaft ausein~nder-
setzen.

1.2 Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz

Dabei können folgende Fallgruppen unterschieden werden:

a) Verbotswidriges Halten/Parken entgegen VZ 283,286 StVO

Hier ist nicht der Raum, auf alle denkbaren Fälle einzugehen.
Das (absolute) Halteverbot dient nicht nur dem Schutz des

fließenden Verkehrs, sondern auch dem Schutz der die Fahr-
bahn überquerender Fußgänger? Desweiteren haftet der
Falschparker auch für Auffahrunfälle, wenn sein Kfz schwer

. erkennbar ist.
Ferner wird darauf hingewiesen, daß es zur Bejahung der

Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nicht
erforderlich ist, daß durch das im Halteverbot abgestellte Kfz

" nachweisbar konkret ein Anderer gefährdet worden ist8.
Im eingeschränkten Halteverbot geparkte Fahrzeuge dürfen

grundsätzlich dann nicht abgeschleppt werden, wenn keine
Gefahr vorhanden ist. Hier kommt es Einzelfallabhängig ent-
scheidend darauf an, ob der Verkehr erheblich behindert
wird9. Gleiches hat für betriebsunfähige liegengebliebene Kfz
zllc gelten. Hier wird das aus Sicht des Fahrers ungewollte Hal-
ten in dem Zeitpunkt wieder zu einem vom Willen des Fahrers
abhängigen Halten und damit zu einem Haltverbotsverstoß Doppeite Halteverbotsschilderung - umsonst:
nach § 12 I 6b StVO, in dem es dem Fahrer möglich gewesen
wäre, das Fahrzeug wieder in Betrieb zu setzen oder abschlep- rechtswidrig geparkten Fahrzeugs veranlaßt werden sollte, und
pen zu lassenlo. Dabei wird unterstellt, jedes Kfz könne nach zwr nicht erst dann, wenn der berechtigte Parkplatzinhaber
max.2 Stunden aus einer Halt- oder Parkverbotszone entfernt sich hilfesuchend an die Behörde wendetls.
werden. Daraus folgt, daß nach Ablauf dieser Frist die Polizei Die unter Berufung auf die UrteilsbegründungdesOVGMün-'
zum Abschleppen berechtigt ist. Im übrigen ist die Rechtspre- ster gestattete Umgehung der Einzelfallprüfung (Halterfeststel-
chung uneinheitlichll. lung und -benachrichtigung des Falschparkers u. ä.) ist hierbei
b,l P. k P. k h kritisch anzumerken. Ich werde unten noch darlegen, welche
"I ar en an ar uren A d. P 1. , h h d Pfl. hnstrengungen le 0 lzel zu unterne men at, um en IC -

Das Abschleppen von Kfz ist bei seit über 3 Stunden abgelaufe- tigen vor dem Abschleppen möglichst zu erreichen.
ner oder gar nicht betätigter Parkuhr stets möglich. Begründet
wird dies mit der Ansicht, das verbotswidrige Parken an Park- d) Parken in zweiter Reihe
uhren steigere den schon an sich verkehrsflußhemmenden .. .h d ß h fd '
P k h k h d Kf . . W . d ß d d h di Parken m zweiter Rel e setzt voraus, a rec ts au em Selten-

ar suc ver e r an erer z m eller else, a a urc e ' f ahrbah d . f ' hl . ß d kb hS. h h . d S aß k h k f..h d .. d 12 strel en, am F nran , m rel ansc le en er Par uc t
IC er elt es tr enver e rs a ut ge a r et wur e . d . d h ..d fd h b . hr. .. , . 0 er mit en rec ten Ra ern au em Ge weg erelts Fa zeu-

Wesentlich Ist dIe Tatsache, durch Anordnung des zeitlich k P k d. h R 'h fd G h I' b .ff.. ge par en. ar t lerec te el eau em e weg, legt egrl -
begrenzten Parkens knappen Parkraum möglichst vIelen Kraft- I' h . k . . .h . .h ß .

hfah V f.. 11 13 F .1. hd f h d . IC keIn Par en m zweiter Rel e vor. These Rel e mu SIC so
rern zur er ugung zu ste en . rel IC ar auc er Wlrt- f 11 daß h k f h k.. k .

h ftl. h N fü. d. K . h ..b h au ste en, Ge wegpar er weg aren onnen. Par en m
sc a IC e utzen r le ommunen mc t u erse en wer- . 'h . . k . h b h.

d dd D. 800. S d b. K..I f 11 P k h d zweiter Rel e Ist Im Gegensatz zu urzem mc t e m ern em
en. le 4 Im ta tge let 0 n au geste ten ar uren un Ha! ah 1 I'. .

d. k h ' b h ' h 1 ' h ten ausn ms os unzu asslg.le 18 Par sc emautomaten er rac ten Im Haus a tsJa r 1987 c

eine Knöllchensumme von 1.35000, - DM. Der Erwartungsbe- 7 ]agusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 29. Auf!, [1987] Rz. 29
trag lag bei bis zu 8 Millionen DM. Nun wird über das Zustan- zu § 12 unter Berufung auf BGHNJW 83, 1326.
dekommen des Defizits gerätselt. Tatsache ist, das die 192 Köl- 8 D, Berger, Wann dürfen verkehrs~idrig, ab.gestellte Fahrzeuge

P 1. . d 11 d al h k h ff 1 abgeschleppt und versetzt werden; In: PolizeiInfo. 1983 (Fortset-
ner 0 Itessen mit er Kontro e er F sc par er () nungs os zungsreihe), Abs. 7.
überfordert sind. Bei ca. 10000 Pkw-Neuzulassungen im Jahr 9 ebd.

~ und einem Gesamtbestand von 465000 Kfz ist die vorhandene 10 OLG Frankfurt, DAR 1988, 245; OLG Schleswig, in: D. Berger, Par-
P k 1 k . .. h.. ft D. ld . h f ken im Haltverbot bei Betriebsunfähigkeit erlaubt, PolizeiInfo.ar p atz apazl~.at ersc op . le Verw~nge el~na men au - 2/89, 14; die Regelun gilt entsprechend (schärfer) auf Auto-
grund von Verstoßen gegen § 13 StVO sIngen rapIde. Dennoch bahnen, hierzu wird auf die Entscheidung des OLG Köln, VRS 46,
erbringen die Bediensteten der Stadtverwaltung hier ein vielfa- 223 hingewiesen (vgl. kommentierend: P. Hansen, Die Zulässigkeit

~ ches des Verwarngeldaufkommens der Polizei; trotzdem derErsatzvornahmeinFor~desAbschle~i?ensohnevorausgegan-
h . . hd. . . b . hlh 14 genen Verwaltungsakt als Mittel zur Beseitigung der auf Autobah-

sc eInt SIC le SituatIon a er weiter zu versc ec tern . nen liegengebliebenen Kraftfahrzeuge; in: Die Polizei 4/87, S.

105).
c) Parken aufBehindertenparkplätzen 11 K,.H. Braun, Abschleppen von Fahrzeugen durch die Polizei; in:

Dt. Polizei 2/89, S. 19, FN 19 u, 20.
Der Gesetzgeber räumt der Schaffung von Parkmöglichkeiten 12 BVerwG DVBl, 1983, 1066 (=BVerwG DAR 1983, 398).
für Behinderte einen besonderen Stellenwert ein. In aller Regel 13 BVerwG ~wZ .~9~8, 62~. . .'
1. d. b d. .hal h. d k 1.. 14 w: Rucknegel, Mogllchkelten und Grenzen der polizeilichen Ver-
legt le un e mgte Frel tung von Be m ertenpar patzen kehrsüberwachung aus politischer Sicht; in: Die Polizei 1986, 263.

im überwiegenden öffentlichen Interesse. In NR W existiert 15 Erlaß vom 11. 3. 1987 - IV A 2 - 2502/5 - 2741.
dazu ein Erlaß, wonach grundsätzlich das Abschleppendes 16 ]a8'!5ch/Hentschel, a.a.O., Rz, 40, 60 zu § 12 StVO,
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Begründet wird dies mit den Gefahren für den fließenden
Verkehr, welche sich aus den so entstehenden Fahrbahnengstel-
Ien ergeben. Dabei kann es zu Rückstaus kommen, welche ver-

kehrsunfallträchtige Fahrweisen (Auffahrunfälle) hervorrufen.
Gleiches gilt auch für das sichtbehindernde Parken vor Einfahr-
ten, Kreuzungen und Einmündungen.

Aus diesem Grunde können in zweiter Reihe geparkte Kfz
immer dann abgeschleppt werden, wenn Fahrbahnengstelien
entstanden sind, den Verkehr nicht unerheblich beeinträchti-
gen oder die Gefahr eines Verkehrsunfalles besteht.

e) Parken auf Geh- und Radwegen Abpfostung ist der einzige Schutz für Fußgänger. . .

Geh- un~ Ra~we~par~enfördert nach Auffassung vieler Auto- h) Parken vor Grundstücksein- und -ausfahrten

fa~rer dI~ LeI~htlgkelt: des ~traßenverkehrs. Auf der anderen Zugleich eine &trachtung privatrechtlicher Aspekte
SeIte negIert dIese AnsIcht dIe Rechte der Fußgänger und Rad- . .
fahrer vollends. Die Benutzung der R,adwege ist ausschließlich DIe StVO s~gt n~ch~ausdrücklich, was. eine Grundstücksein-
den Radfahrern vorbehalten. Sie dürften weder zugeparkt noch und -ausfahrt Ist:.Sle smd.N a?tstellen z"':Ischen dem fließenden
durch parkende Kfz eingeengt wtrdenI7. Entsprechendes gilt Verkehr u~d ~lachen, dIe. nIcht dem fue~enden Verkehr die-
auch für GehwegeI8. nen. DabeI spIelt weder eIne Rolle, ob die Verkehrsfläche als

Ein Abschleppen wird aber immer nur dann möglich sein, öffentlich oder pri,:at zu bewerten ist, noch die Intensität ihrer
wenn Radfahrer und/. ~-~ I):änger konkret gefährdet oder ~ utzung. Der Begnff der G~ndstücksein- und -ausfahrt richtet
erheblich behindert werden 19. Das hängt entscheidend auch sIch nach d~n ge.samten baulIchen Umständen. Eine Bordstein-

mit dem Radfahrer- und Fußgängeraujkommen zusammen. absenkung IS~ rnch~ erforderlich26. Alleiniges Kriterium ist die
Deshalb wird man in innerstädtischen Einkaufsbereichen eher Erkennbarkelt für Jedermann, die sich aus sonstigen Anzeichen
zu einer Abschleppmaßnahme greifen können und müssen als ergeben kann (Schild)27.
anderen Orts. Der Fußgänger kann nicht das Recht für sich in Für das Abschleppen müssen zwei Fallgruppen unterschieden
Anspruch nehmen, die volle bauliche Breite des Gehweges zur werden: zum einen das einfahrtversperrende und zum anderen
Benutzung zur Verfügung zu haben. Er hat lediglich einen das ausfahrtversper:ende Parken.
Anspruch darauf, sich auf dem Gehweg unbehindert fortbewe- . Im ersten Fall wIrd man aus Verhältnismäßigkeitsgründen
gen zu können20. Das ist nicht der Fall, wenn er ausweichend em Abschleppen ablehnen müssen. Die finanziellen Folgen

auf .die Fahrbahn treten muß. Allgemein wird eine Restgehweg- wär~n unverhäl~nismäßig hoc? gegenüber dem polizeilich zu
breIte von 2 m verlangt. erreIchenden ZIel der ungehInderten Zufahrt. Solange der

Betroffene sein Kfz auf der Straße parkt bis die Störung aufgeho-
j) k .1' ,a.. .. ben ist, entstehen keine weiteren Gefahren, die um jeden Preis

Pa~ en aUj Fuj",gangeruberwegen abgewehrt werden müssen28.

Das Halteverbot nach § 12 I Nr. 4 St VO soll den Schutz des que- Im zweiten Fall w~rd allgemein eine Kostenabwägung vorge-
renden Fußgängerverkehrs erhöhen. nommen. Danach 1St das Abschleppen unverhältnismäßig,

Diser hohe Sicherungszweck läßt das polizeilich veranlaßte wenn die Abschleppkosten höher sind als eine dem Betroffenen
A?schleppen eines (etwa 25 Minuten lang) auf einem gekenn- zuzumutende !axifahrt. A~ders ist der Sachverhalt dann zu
zeIchneten Fußgängerüberweg verkehrswidrig abgestellten Kfz seh~n, wenn. dIe Ausfa~ eIner Sammelgarage versperrt wird.
als rechtlich zulässige, insbesondere auch den Grundsätzen der In eInem weIteren Urteil hat der VGH Kassel entschieden, daß
Verhältnismäßigkeit genügende Maßnahme erscheinen21. es grundsätzlich zu den Erfordernissen einer angemessenen

Grundstücksnutzung gehört, daß ein gewerblich genutztes
Po k . .. Grundstück mit dem Kfz erreicht werden kann. Im vorliegen-

g) a~ en zn Ful?oangerzonen d F 11 d . d E. f h . 1 b'}"'o en a wur e em vor er m a rt eInes Hote s a gestelltes

Fußgängerzonen sind Gehwege und -bereiche mit zeitlich und Fahrzeug abgeschleppt.
sachlich beschränktem Anlieger- und Lieferfahrverkehr. Sie ste- Dazu ist kritisch anzumerken, daß wer ausfahrtversperrend
hen nur Fußgängern offen22. Zweck dieser Einrichtung ist die p~kt, ein Schutz~t ve.rletzt, ein Gebrauchsrecht an fremden
Schaffung einer verkehrsberuhigten Zone unter dem Gesichts- EI.gentum und BesItz hIndert und dadurch Schadenersatz ver-
punkt der Verbesserung der Lebensqualität und des öffentli- wlr~t ~§ 823 BGB)29. Der Grundstücksinhaber wird in seiner
chen Lebensraumes23. Neben wirtschaftlichen Aspekten (Ein- FreIheIt, das Grundstück zu befahren, bzw. mit dem Wagen zu

kaufszone) treten in letzter Zeit immer mehr gesellschaftlicheA k . d V d d D S hl d ß 17 ebd., Rz. 67 zu § 2 StVO.
spe teIn en or ergrun. as c agwortvon erStra eals 18 bd R 55 § 12SVO( A h fb '

G h1" h F 24 h h. 11 " e ., z. zu t »uc au reIten e wegen ohne Fuß-
po It~sc ~m orum ste eIer ste vertretend für den kom- gänj;erbehinderung ist die Mitbenutzung des Gehweges unzu-
murnkatlven Straßenverkehr.. lässig«).

" Aus diesem Grunde besteht ein dringendes öffentliches Inter- 19 K.-H. ~raun, a.a:O:, S. 20( = V~HMünchen NVwZ 1988,667); zur

esse daran den Fußgängern ihren widmun
gsgemäßen Freiraum V ehrpfllcht~nhg, m Jedem !:all elle Prüfung des Einzelfalles vorzu-

, ne men, sie e: VGH Munchen NPA 721 27.
zu erhalten. Daher darf auch aus menschenleeren Fußgängerzo- 20 D. Berger, a.a.O., Abs. 13. '

nen abgeschleppt werden, weil es nicht darauf ankommt, ob im 21 VGH Kassel; NVwZ 1988,657.
Einzelfall Belästigungen, Behinderungen oder Gefährdungen 22 jaguschlHentschel; a.a.O., Rz. 29b zu § 2 StVO.
f 11 d D . . d E. . h ß 23 K.-H. Braun, a.a.O., S. 19.
estgeste t wer en. . Ie.mlt er mnc tung von Fu gängerzo- 24 So der Titel des DPoIBI. 3/84. I

nen verbundene ZIelnchtung rechtfertigt Maßnahmen zur 25 OVG Münster, NPA 730, 24. !
Freihaltung bereits, wenn erst dafür gesorgt werden soll daß 26 jaguschlHentschel; a.a.O., Rz. 47 zu § 12StVO.
d B . h h d . k . ' 27 VD 1983 S. 343.

er erelC entsprec en seIner Fun tlon angenommen 28 D B '
0 Ab. d25 . erger, a.a.., s. 19.

WIr. 29 jaguschlHentschel; a.a.O., Rz. 64 zu § 12 StVO; BGHZ 55, 153.
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verlassen behindert. Trifft letztere Alternative zu, ist obendrein
im Entzug der Benutzungsmöglichkeit eine Verletzung des
Eigentums am Fahrzeug zu sehen3O. Hier liegt also eine Besitz-
störung des im Besitz enthaltenen Gebrauchsrechts vor, die
solange andauert, bis das blockierende Kfz weggefahren ist. Der
Betroffene hat ein Selbsthilferecht gemäß § 859 BGB31. Die
Einschränkungen des § 859 11, 111 BGB liegen tatbestandlich
nicht vor. Der Betroffene darf sich der verbotenen Eigenmacht
gegen seine Besitzausübung mit der dazu ausreichenden Gewalt
erwehren32. Da § 859 BGB weitergehend als § 229 BGB ist,
braucht er auch nicht abzuwarten, ob obrigkeitliche Hilfe zu
erlangen ist33. Der Hinweis von Braun behandelt jedoch ledig-
lich die Fälle, in denen ein Privatmann ein auf seinem Parkplatz

b hl d hb 11 h b hl r.ß E d h. A sc eppen ro t.... a geste tes Fa rzeug a sc eppen a t. ~ wer en mgegen ... Autofahrern, die den Gehsteig so dicht zuparken, daß Fußgänger

nicht diejenigen Rechtsfragen erörtert, dIe dann entstehen, stark behindert werden und beispielsweise nicht einmal mehr Platz
wenn das abzuschleppende Kfz auf öffentlichem .v erkehrs- f~r einen Ki~.derwagen bleibt. Auch die gr~ßte Parkplatznot darf
rund blockiert35. Beim Abschleppen von Privat auf nicht ntC~t dazu führen, ~~ andere Verkehrsteilnehmer u~zumutbar~ . .. d lb h.lt behindert oder gar gefährdet werden, etwa dadurch, daß sie statt des... offentllchem Verkehrsgrund wIrd neuerdmgs as Se. .st I e- Gehwegs die Fahrbahn benutzen müssen. Der Bayerische Verwal-

recht i.S.d. Betroffenen sehr extensiv ausgelegt. DabeI Ist man tungsgerichtshof hat erst vor kurzem entschieden, daß die Polizei in

von der überholten Vorstellung abgekommen, der Berechtigte solchen Fällen das Abschl.eppen anordnen kann. D~r ~etroffene
dürfe sich der verbotenen Eigenmacht nur solange erwehren, Autofahrer hat dann die Abschleppkosten, zusatzhch zum.. . I. h . .. Verwarnungs- oder Bußgeld zu bezahlen.als die Motorhaube noch warm seI. DIese zelt IC e umluerung
wurde in der jüngeren Rechtsprechung aufgegeben3.6. Trotz- immer schneller in Richtung zugeparkter Innenstädte geht.
dem bleibt anzumerken, daß dem »Opfer« sehr wenig Beach- Eine allerdings bereits im Jahre 1984 durchgeführte Großunter-
tung geschenkt wird. Ihm bleibt nur ~er für den Einz.el?en ~och suchung in Wiesbaden führte zu der Erkenntnis, daß bei einer
recht umst~dliche und kostentr~c~uge W.eg zum ZIvilgericht. 95%igen Auslastung alle~ zur Verfügung stehende: ~arkplätze
zu~~m schel?t d~s Bestehen von zlvllre~.htllchen Erstattu.ngs~- mit Einrichtungen zur Uberwachung der Parkzelt I.S.d. § 13
spruchen bel prlvaten.Abschl~ppauftragen s~ark umstritten. StVO lediglich 50 % aller Parkvorgänge legal waren41. Weder
Eine Reduziex:un~ all.eme auf die Kostenfrage Ist ~aher abzuleh- die Erhöhung der Parkgebühr, noch die - allerdings vielerorts
nen. Tatsächlich Ist maßgebe~d, welche ~achtetle der von. der in nur sehr bescheidenem Umfang durchgeführte - Erhöhung
Behinderung B~troffene erleIdet, f.alls dIe ~aßnahme nicht der Überwachungsintensität, brachten bisher entscheidende
dur.ch~~führt ":'lrd38. J?araus kan? Jedoch keIn Ans~.ruch auf Abhilfe; noch so gut gemeinte Park-Leitsysteme brechen unter
polizeilIches Emschrelten abgeleItet w.erden. Der Bur~.er hat der Last stetig steigender Zulassungszahlen zusammen. Solange
le~iglich einen Anspru~.h auf !ehlerfrele Ermessensausubung. das illegale Parken mit doch immerhin geringen Verwarngel-
WIrd der Verstoß Im offentlIchen V ~rkehrsraum begangen, dern belegt wird und die befaßten Instanzen aus personalkapa-
muß im Rahmen des Opportunitätsprinzips anhand der k?n- zitiven Gründen hoffnungslos überbelastet sind, werden sich

k.ret vorliegenden Be~in~~ächti~ngen g~prüf~ werden, o~ sl.~h die Falschparker auch weiterhin nicht davon beeindrucke~ las-
em Anspruch auf pollzelll~hes Emschrelten blld~t. DabeI m~s- sen (das gilt m. E. auch für die im Zuge der am 01.04. 87 emge-
sen besondere Umstände eIne konkrete schwerwIegende Behm- führten Halterhaftung fällig werdende Verwaltungsgebühr). So
derung oder Gefährdung erkennen lassen. Der parst.ellung verwundert es nicht, wenn gerade im Bereich der Polizei ange-
Vahle's39 ist insoweit zuzustimmen: aus Gründen der Emsatz- sichts dieses Massendeliktes lieber »wichtigere Arbeiten« erle-
fähi.gk~it ~n~ Dispo~ibilität muß ein.Ei~schreiten seitens der digt werden42 oder aber im Gegenteil erw~et wird, daß (nur)
PolizeI bel NIchtvorlIegen der o. g. KrIterien abgelehnt werden unter dem Eindruck der Rechnung für dIe Abschleppkosten
zugunsten einer wirksameren und zweckmäßigeren Aufgaben- eine charakterliche Entwicklung stattfinden "'fird, die den

wahrnehmu?g. .. ... . .. Kraftfahrer die Verkehrsregeln einhalten läßt43. Eine solche
AndererseIts durfen dIese Uberlegungen nicht dazu führen,

sich aus diesem Aufgabenkreis immer mehr zurückziehen zu 30 AG Heidelberg, NJW 1977,1926 (Anm. von van Venrooy).
wollen. Der ständige Ärger mit dem ruhenden Verkehr ist ja 31 H. Hoffsh }:;ter, NhJWt.R 196478, 256§.

12S Vo. ..'. I.. 32 Jagusc / rlentsc e, z. zu t.
nicht nur. eIn. Arger~ls der Po Iz.el.. . 33 H. Hoffstetter, NJW 1978,256.

Selbst emEmschreltengegenwlderrechtllchesParken aufPrI- 34 K.-H. Braun, a.a.O., S. 20. .
vatgrund, welches als polizeiliche Aufgabe den Vorschriften 35 E. Jung, Abschleppen von Kfz (:z;ivil- und haftungsr~cht~lche Fra-.

h h P IG/NW gen) DAR 1983 151.dieVerwelsungenvonltraunlmelnzelnen:über den Sch.utz privater ~ec te nac § 1 11 0 .unt,er- AG Deggendo1f; DAR 1984, 227; AG Tübingen, VersR 1984, 972;

~ fällt, kann nicht ohne weIteres abgelehnt werd~n (sub!ekuve AG Fürstenfeldbruck, DAR 1985, 257; LG Frankfurt, DAR 1984,

Rechte des einzelnen). Vielmehr muß Verständnis für dIe Lage 25; VG Freisburg, D~ 198~, 156.
! des Betroffenen gezeigt werden. Insoweit stimme ich dem 36 zuletzt durch AG Frezsmg, siehe au~h F!-l19: -

, d.. d B.. 37 VG Freisburg, NJW 1979 2060 (mit Hinweis auf Dorner, DARI Urteil des VGFretburg ~u,we~n ~~ Ie. V erwels~ng. ~s urg~rs 1979, 10). '
~ ~ auf den Weg der SelbsthIlfe mIt RucksIcht auf die zlvllrech~lIch 38 RdErl. IM/NW (FN 4), Ziffer 2.21.
r umstrittene Frage der Kostenerstattung als unzumutbar 39 J. Vahle, a,a.O., S. 104; so auch OVG Koblenz, NJW 1986, 1370.b . h 40 40 VG Freiburg, NJW 1979,2060 a.A. J. Vahle, a.~.O., S. 104.ezelc net . k b k hal ' Abh.' .gk ' Ub h d. f b 41 G Ja 0 Par ver ten In angl elt von erwac ung unHier gilt es abzuwägen zwIschen der Gefahr der Au ga en- G~bühr;nhöhe. in: PVT 10/84, S. 346.

überfrachtung der Polizei und dem berechtigten Anliegen des 42 DPolBl. 3/85 a:a.O., S. 3, 22. .

Bürgers. 43 K. Geppert, Polizeiliche~icherstellung von KFZ. Im Ra~men der
I h I b daß b di gt durchdasMißverhältnisderZahlder Ver.kehrsü~erwach';1ng, 1n:,DAR 1/8~, S. 17 (die Au~führunge,nc gau e, .' e n beziehen sich auf die Verhinderung einer Trunkenheitsfahrt. Sie

für den öffentlIchen Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuge zu können m. E. aber auch auf den Bereich des ruhenden Verkehrs
den für den ruhenden Verkehr in den innerstädtischen Berei- übertragen werden; so jedenfalls müssen die Aussagen nicht weni-
chen vorhandenen Parkräumen, die Entwicklung weiter und ger Polizei beamter verstanden werden).

283 Heft 10/89

- '-- == --""~~~ ~-~ '-"""'c"~;"'d"'-'-~:-"').!~'~-"=="'~ -~~-~



- -

Vermutung zu äußern, bleibt aber wohl nur Autoren außerhalb henden Gefahren dar? Wer den gesamten Erlaß liest, muß zur
polizeilicher Fachpublikationen vorbehalten!? ersten Annahme kommen.

Nach dem Runderlaß des IM/NW betreffend die Bekämp- Nach dem Runderlaß IM/NW über die Sicherstellung von,
fung von Verkehrsunfällen44 werden die Weichen klar gestellt Fa.hrzeugen ist ein im öff~qtlic~en. Verkehrsraum v~rb~ts,,:~-
(Ziffer 3.2): d~lg a?gestelltes Fahrzeug Im.Hmblick auf denVerhaltmsma-

P I. .1. h u'.b h d S ß k h ß h I. h ßlgkeltsgrundsatz nur dann sicherzustellen, wenn es den Ver-» 0 Izellc e erwac ung es tra enver e rs mu vorne m IC . . . "h d d .
darauf gerichtet sein, Verkehrsunfälle zu verhindern und zu verhüten. kehr m erhebllc~em Maße behmde.rt ?der ~ef~ r et 0 er eine
Der Prävention kommt größere Bedeutung zu als der Verfolgung von solche Gefahr mit hoher WahrscheInlIchkeIt eintreten kann45,
Verkehrsverstößen.« der Verantwortliche nicht erreichbar oder nicht willens ist, sein.. ,

Ist das die KapitulatiOn der Polizei bei der Uberwachung des Fahrzeug wegzufahren (Ziff. 2.21) und ein geeigneter Stand- .I
ruhenden Verkehrs vor der Blechlawine womöglich infolge platz im öffentlichen Verkehrsraum nicht vorhanden ist (Ziff. '

Personalmangels? oder stellt nicht das Abschleppen gerade das 1; Versetzen). Das ko~respondiert mit den oben angeführten
Mittel zurUnfallverhütung bei vom ruhenden Verkehrs ausge- Gerichtsurteilen.

1.3 Der amtliche Verwahrungsanspruch als begriffsbildendes Merkmal der Sicherstellung

Stellt das Abschleppen eines verbotswidrig abgestellten Fahr- zeibeamten sind nämlich (Gefahrenabwehr) um die Sicherheit
zeuges aber überhaupt eine Sicherstellung i.S.d. § 21 PolG/NW und Leichtigkeit des Straßenverkehrs bemüht. Jede andere Ziel-
dar? richtung würde nicht das Abschleppen zum Ergebnis haben.

Betrachtet man die in der einschlägigen Literatur und Recht- Desweiteren wird durch den gleichzeitig mit der Sicherstel-
sprechung vorliegenden Definitionen, so ergibt sich ein höchst lungsbescheinigung ausgefüllten Freigabebescheid der Gewahr-
uneinheitliches Bild. Während Heise46 lediglich feststellt, die sam des Halters geradezu wieder erwünscht.
Vorschriften über die Sicherstellung gäben der Polizei die Es muß jedoch gefragt werden, ob nicht der gesamte Vorgang
Befugnis, von dem Betroffenen die Herausgabe der Sache zu durch die zwar ex ante nicht gewünschte, tatsächlich aber sich
vverlangeri, lenken die übrigen Kommentatoren das Schwerge- bildende amtliche Verwahrung eine Einheit darstellt, welche in
wicht ihrer Argumentation. auf die Frage, ob der sich aus § 22 der Retrospektive nur als Sicherstellung qualifiziert werden
PolG/NW abzuleitende amtliche Verwahrungsanspruch kann?
begrifsbildendes Merkmal der Sicherstellung ist oder nicht. Es ist nämlich nicht ohne Belang, wo sich die Sache nach dem
Darunter ist die Beendigung des Gewahrsams des Eigentümers Abschleppen befindet (bei der Polizei nämlich und nicht sonst-
oder sonstigen Berechtigten und die Begründung neuen wo) und wer die Verantwortung für diese Sache und ihren
Gewahrsams durch die Verwaltung oder von ihr beauftragter Zustand trägt. Zum Anordnen des Abschleppens gehört auch
Personen zu verstehen47. Die Eigentumsverhältnisse an der die Beurteilung und Entscheidung der Frage, was mit dem an
Sache werden dabei nicht berührt. den Abschleppunternehmer übergebenden Fahrzeug gesche-

Die zwingende Notwendigkeit der Begründung amtlichen hen soll52. Die Gefahrenlage wird erst gelöst sein, wenn
Verwahrungsanspruchs bildet je nach Rechtsstandpunkt den dadurch nicht neue andere Gefahren verursacht werden. Wie
argumentativen Eckpfeiler für oder gegen die Annahme, sonst ergäben die Vorschriften der §§ 22 - 24 PolG/NW (insbe-
Abschleppen stelle eine Sicherstellung i.S.d. § 21 PolG/NW sondere über die Aufbewahrung und das Zurückbehaltungs-
dar. recht) einen Si~n. Gesetzestechnisch mögen Sicherstellung und

Aber selbst diejenigen, welche den amtlichen Verwahrungs- Verwahrung zwei rechtlich selbständige Akte sein53, tatsäch-
anspruch als begriffsbildendes Merkmal der Sicherstellung lich schließt sich das eine an das andere an. Beide bedingen sich
heranziehen48, sind unterschiedlicher Auffassung über die auch gegenseitig, da in den §§ 22 - 24 PolG/NW nur auf
Anwendbarkeit des § 21 PolG/NW. Einige49 sehen im »sichergestellte« Sachen Bezug genommen wird. Gerade dieser
Abschleppen eine atypische Maßnahme nach § 8 PolG/NW. Punkt (Standgeld, Beschädigungen) ist ja immer wieder Gegen-
Das Problem verstärkt sich noch, wenn wir uns die Lösungen stand von Gerichtsverfahren.
für das Versetzen ansehen. Gegen die Annahme, der amtliche Verwahrungsanspruch sei

Wenn also die Ausschließung des Verfügungsberechtigten begriffsbildendes Merkmal der Sicherstellung, wird § 21 Nr. 2
von dem weiteren Gebrauch des Kfz der alleinige Zweck der PolG/NW angeführt. Denn wenn die Sicherstellung die Verfü-
Sicherstellung nach § 21 PolG/NW ist (amtl. Verwahrungsan-
spruch), dann folgert Knemeyer in seinem Fallbeispiel richtig: 44 RdErl. IM/NW vom 12.2.1981 (MBI. NW S. 496; 5MBI. 20530)

»SoistdasAbschleppenverbotswidriggeparkterKfz.. .keine Sicher- i.d.F. vom 8.10.1986 (MBI. NW S. 1696).
stellung. . . Der polizeiliche Zweck besteht nämlich nur darin, das Kfz 45 J. Vahle, a.a.O., S. 102.
zu entfernen; im übrigen kommt es der Polizei nicht darauf an, den Kfz- 46 G. Heise, a.a.O., Rz. 2 zu § 21 PoIG.
Halter oder Kfz-Führer von der Einwirkungsmöglichkeit auszu$chlie- 47 Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, 9. Auf!. [1985], S.
ßen. Dies gilt auch dann, wenn das Kt:z in eine für solche Zwecke vorge- 209. . .
sehene ADstellhalle in ) Verwahrung ( gebracht wird«5o. 48 Drews/Wacke/Vogel/Martens, a.a.O., S. 209; Kn:meyer, Pollze.I-~.

In diesem Sinne agrumentiert auch Samper5l: Ordnungsrecht, 2. Auf!. [1985], Rz. 174; tI: Gotz, AIIg. PollZt;l-
. . h kd h d recht, 9. Auf!. [1987], Rz. 303 u. 396; K. Geppert, a.a.O., S. 12; Dre-

»Von el~er.Slc erstellung ann nur ann gesproc en wer en, wen.n tel/Gintze4 a.a.O., S. 110; Vahle/Buttgereit, Eingriffsrechte der

es der .Pollzel vom Zweck der Maßnahme her darauf .anko:~I!lt, d~e Polizei, 1. Auf!. [1983], S.130;J. Vahle, a.a.O., S. 103;R. Steinhilber,
Sache m ':' erwahrung z~ habe~ un~ andere von der Besltzmo.gllch~el~ SichersteIlung verbotswidrig abgestellter Fahrzeuge; in: NJW
ausz~schlleßen. Daher liegt k~me SIcherstellung vor, wenn.dle..Po!lzel 1983, S. 2430; w: Bouska, a.a.O., S. 149; Samper/Honnacker, PAG,
. . '. em~n .G~genstand von semem PI~tz entfernt, .es aber Im ubrlgen 14. Auf!. [1987], S. 239; K.-H. Braun, a.a.O., S. 20.
glelchgult.lg Ist, wo ~er. G.egenstand sich sonst. beflnde~ mag (. - .). Es 49 F.-L. Knemeyer, a.a.O., Rz. 175; E. Steinhilber, a.a.O., S. 2430; tI:
kommt hier ~er Polizei nicht darauf an, daß sie u~d kern anderer ~en Götz, a.a.O., Rz. 303; K.-H. Braun, a.a.O., S. 18.
Gegensta~d m V~rwahrung .hat, vielmehr kann Ihn der Berechtigte 50 F.-L. Knemeyer, a.a.O., Rz. 175.
ohne weiteres wieder an sl~h nehmen. Anders,. wenn e~ darauf 51 J. Schwabe, Rechtsfragen zum Abschleppen verbotswidrig abge-
:-mkommt, das Fahrzeug zul;lelch ~o.r fremden Zugriff zu schutzen, es stellter Fahrzeuge, in: NJW 1983, S. 372, Fußnote 31; so auch VGH
ISt dann (~.21 PoIG/NW) emschlaglg.« Kasse4 NVwZ 1987,904 [vgl. VGH Kasse4 NVwZ 1988,656].

Diese Uberlegungen treffen im Kern zu. Tatsächlich besteht 52 VGH München, NJW 1984,2964.
der Zweck der Maßnahme in der Entfernung des Kfz. Die Poli- 53 F.-L. Knemeyer, a.a.O., Rz. 181.
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gungsgewalt des Halters/Fahrers ausschließen soll, so scheitert
dies an der Formulierung:

». . . um den Eigentümer oder rechtmäßigen Inhaber der tatsächli-
ch~n Gewalt vor Verlust oder Beschädigung zu schützen.«

Hier soll ja der Berechtigte meist die Sache möglichst bald
wieder an sich nehmen54.

Unter diesen Fall polizeilicher Verfügungsgewalt über eine
Sache subsumiert Götz auch die Sicherstellung eines verbotswi-
drig geparkten Kfz. Er unterscheidet zwischen der Grundverfü-
gung ,>Wegfahrgebot« und der Grundverfügung »Sicherstellung
des Kfz«. Letztere fällt unter die besonderen Vorschriften der
Sicherstellung, während der Entfernungsvorgang (Weg- oder
Versetzen des Kfz) unter die Generalermächtigung fällt. Die . . . aber auch das ist keine Lösung des Problems und deshalb gewiß
Sicherstellung erfolgt zum Schutz des Eigentümers vor Verlust nicht der Weisheit letzter Schluß!..
oder Beschädigung55. Folgt man jedoch der amtlichen Begrün- . . .
d §21P IG/NW 56 k d N 21 di 1. h Der Zweck der Maßnahme ul\terscheldet slch rncht von dem

ung zu 0 , so ommt er ummer e g lC eine klarstellende Funktion zu. Obgleich d~ m. E. alleine nicht d~s Abschleppe.ns}n bel den Fallen geht es um d~e Entfernung

i Zweck dieser Vorschrift sein kann (man denke nur an die emes verbotswldrlg abgestellten Fahrzeuges. Die Maßnahme
i ~ Sicherstellung des Kfz eines schwerverletzten U nfallbeteilig- dient hier wie da der Gefahrenabwehr. Es besteht auch kein

ten), erlangt sie doch im Falle der Sicherstellung verbotswidrig Zweifel darüber, daß das Versetzen gegenüber dem Abschlep-
abgestellter Kfz keine eigenständige Bedeutung. Die Maßnah- pen die geeignete Maßnahme ist, die den einzelnen. . . voraus-
me kann nicht zweigeteilt werden, da sie immer nur eine sichtlich am wenigsten beeinträchtigt (§ 2 I PolG/NW), da ihm
Hauptzielrichtung hat; und nur auf diese kann die Rechts- die Suche nach seinem Fahrzeug erspart bleibt und geringere
grundlage gestützt werden57. Es können eben nicht alle polizei- Kosten verursacht werden. Allerdings setzt das das Vorhanden-
lichen Standardmaßnahmen "auf die Ge~eralklausel gestützt sein eines geeigneten f~eien und verkehrsrechtlich ordnungsge-

wer~~n58. .. 59 . .. . mäßen Standplatzes voraus. Daran wird es zumal in innerstädti-
Wahrend also dle ellen dle Generalermachtlgung als schen Bereichen regelmäßig fehlen.

Rechtsgr~n~lage ansehen, weil es d~r Polizei beim Abschleppen Fraglich ist jedoch, ob es sich beim Versetzen tatsächlich um
verbotswldrlg geparkter Kfz an ellern Gewahrsamsanspruch eine rechtlich anders zu bewertende Maßnahme handelt. Eine
fehlt, bleib~ jedoc~ die Tatsac~e übrig, daß die Polizei eine begründete Gegenposition bezieht Schwahe67, der in der recht-
Sache an slch bringt, und sel es eventuell nur für kurze 1. h Q al.f. . k . U t hl.

ed machtlC en u 1 lzlerung ellen n ersc .Dauerro. Dieser Meinungsstreit wird jedoch in Literatur und W . b .d Fäl. 1 d Z k .d t . h 1.St mu..ßtenenn m el en en er wec 1 en lSC , so
Rechtsprechung immer mehr in Richtung Sicherstellung auf- d h h di E. .ff t en gl 1. h sel.n Wa..hrend.. . . oc auc e mgn svorausse zung e c .
grund § 21 PoIG/NW gelost: Man geht davon aus, daß dle Poh- jedoch die Generalermächtigung nur vom Vorliegen einer kon-
zei das Fahrzeug tatsächlich in ihrem Gewahrsam hat und daher kreten Gefahr ausgeht, so erfordert die Sicherstellung i.S.d. § 21. I

eine Si~herstel~~ng vorausgegangen sein. m.u~6l; daher ents~eht PoIG/NW das Vorliegen einer gegenwärtigen Gefahr. Das ver-
a~ch em "'!ergutungsanspruch (der Pohzel) 1m Ra~men emes langt auch der oben zitierte Runderlaß. Unter der Überschrift
slch an dle Ersatzvornahme anschlreßenden öffentllchen Ver- S. h 11 G f h b h hel.ßt Sda» lC erste ung zur e arena we r« e:
wahrungsverhältnisses, welches infolue der Durchführun g der G h . F h . .art. . G f h S S kann. " . » e tvonemem a rzeugemegegenw Ige ea r...au, 0
Abschleppmaß~ahme entstanden lSt62. Diese Rechtsfolgetheo- die Polizei. . . das Fahrzeug sicherstellen, wenn die Gefahr nicht durch
rie vertritt Schwabe, der das amtliche Verwahrungsverhältnis andere Maßnahmen abgewehrt werden kann.«
nicht als begriffsbildendes Merkmal der Sicherstellung ansieht. In diesem Zusammenh~ng :wird dann i~ se~ben Absatz das
Vielmehr sei dies eine Rechtsfolge der Sicherstellung welche Versetzen genannt. Als Emgnffserforderrns wlrd also Erlaßge-
. d h 1 1h . h d .ff .h '.. mäß regelmäßig das Vorliegen einer gegenwärtigen Gefahr vor-Je oc a s so c e rnc t en Begrl 1 rer Voraussetzung pragen D. d h . ..b . h b . d D.
k 63 ausgesetzt. leser U mstan ge t 1m u ngen auc el er lS-ann . kussion um das Abschleppen unter.

1.4 Versetzen als milderes Mittel 54 ]. Schwabe, a.a.O., S. 372.
55 v: Götz, a.a.O., Rz. 303, S. 145.
56 Landtagsdrucksache 8/4080, S. 65, zitiert in:]. Vahle, a.a.O., S.102,

Was das Versetzen eines verbotswidrig geparkten Fahrzeuges FN 7.
angeht, so wird mehrheitlich die Meinung vertreten, dies stelle 57 Eine erweiterte Darstellung dieses Problemkreises findet sich bei
k . S. h 11 . Sd §21P IG/NW d B .. d . d K. Geppert, a.a.O., S. 12 ff.~ elle lC erste ung 1. . . 0 ar. egrun et Wlr 58 a.A. R. Steinhilber, a.a.O., S. 2430.

dies ebenfalls mit dem fehlenden Gewahrsamsanspruch64 und 59 s. FN 49.
der Verhältnismäßigkeit65. Hier haben es all die Kommentato- 60 ]. Schwabe, a.a.O., S. 373., . 1. h d. h b . d . h 11 d. 61 Samper/Honnacker, a.a.O., S. 242.ren.argumentativ elC ter, le auc el er SlC erste ung le 62 VGH Kassel NVwZ 1988,656 (der Senat sieht zwar in Beibehal-

~ Generalermächtigung als Rechtsgrundlage heranziehen. tung seiner bisherigen Rechtsprechung [vgl. ~wZ 1987! 904] das
I Unter» V ersetzen» wird allgemein die V erbringung eines Absc?leppen mangels Gewahrsamsanspr~ch rnc~t ~s Sicherst~l-
t ... :.. . lung I.S.d. § 21 PolG/NW an, anerkennt Jedoch em sich anschhe-

Fahrzeuges auf elle Abstellflache 1m offenthchen Verkehrs- ßendes Verwahrungsverhältnis) H. Wagner, AK-PolG, § 30, Rz. 23
raum in der näheren Umgebung vom ursprünglichen Stand- m.w.N.
1 d 63 ]. Schwabe, a.a.O., S. 372 m.w.N.patz verstan en. IV" B ka, 0 S v: G- 0 R 3 ", h' "D... 64 w. ous a.a..,. 149; . otz, a.a. ., z. 96; va ,e/ ",uttge-
Versetzen unterscheldet slch von der Slcherstellung dadurch, reit, a.a.O.,S. 132 FN 163;]. Vahle, a.a.O., S. 103; Samper/Honn.

daß es nicht zur Begründung eines amtlichen Verwahrungsver- acker, ~.a.O., S. 242; VGH München, NJW 84, 2962.
h..l . k 66 D. Ri h . k . d. A 11 65 G. He/se, a.a.O., Rz. 2 zu § 2 PolG/NW.

a tmsses ommt. le c tig elt leser ussage unterste t, 66 ]. Vahle, a.a.O., S. 103.

wäre § 8 PoIG/NW einschlägig. 67 ]. Schwabe, a.a.O., S. 373.
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Wird aber im Falle des Versetzens wirklich kein amtliches auch hier jener Vergütungsanspruch infolge der Durchführung
Verwahrungsverhältnis begründet? Wenn als Rechtsfolge der der Maßnahme wie beim Abschleppen?
Sicherstellung (im Zuge des Abschleppe~s) die Verwahrung ..
steht und Versetzen wie Abschleppen den gleichen Zweck ver- Diese Uberlegungen lassen mich zum dem Schluß kommen,
folgen, wo liegt dann der Unterschied in der zugegebenerma- daß sowohl das Abschleppen, wie auch das Versetzen als
ßen kurzzeitigen Ingewahrsamnahme des Fahrzeuges während Ermächtigungsgrundlage § 21 PoIG/NW bedingen. Hauptziel-
des technisch-praktischen Vorganges» V ersetzen«? Ist nicht richtung bleibt die Entfernung des verbotswidrig abgestellten
auch hier die Polizei für den Zustand des Fahrzeuges nicht nur Kfz. Das Abschleppen umfaßt aber das Wegfahrgebot und die
während des Versetzens, sondern durch Auswahl eines geeigne- Sicherstellung infolge der Durchsetzung des Wegfahrgebotes in
ten Standplatzes danach verantwortlich? Und bildet sich nicht einer Maßnahme.

Betrachtet man entgegen der zuvor dargelegten Meinung das Abschleppen nicht als Element der Sicherstellung, so ist die Ersatzvor-

zu machen. Sieht man hingegen das Abschleppen als Element der Sicherstellung und letztere als Realakt an, wird man nicht mit
der Rechtsfigur Ersatzvornahme arbeiten können. Dies gilt es zu beweisen.

2. Vollzug der Abschleppmaßnahme im Wege des Verwaltungszwanges bei Zugrundelegung eines Verwaltungsaktes

Gemeinhin wird kommentiert, die Sicherstellung werde durch Erlaß einer entsprechenden Herausgabeverfügung, bzw. im Falle der
Weigerung des Pflichtigen durch zwangsweisen Entzug der Verfügungsrnacht vollzogen68. Es entspricht weiter der allgemeinen
Auffassung, daß auch im Wege der Ersatzvornahme sichergestellt werden kann. Nur wenn sich die Sache nicht im Gewahrsam einer
Person befindet, kann sie nach § 28 11 PoIG/NW im Wege des Sofortvollzugs sichergestellt werden69. Zwischen Ersatzvornahme
und Sofortvollzug ist sorgsam zu unterscheiden.

Grundsätzlich wird bei der Ersatzvornahme ein Verwaltungs- Dazu zählen folg~nde Verkehrszeichen: 224, 229, 237 (Rad-
akt vorausgesetzt, der auf die Vornahme einer Handlung, Dul- weg), 241 (Fußgänger), 250 (Durchfahrverbot), 283, 286 (Halt-
dung oder Unterlassung gerichtet ist. Als Vornahme einer verbot), 299 (Markierung für Parkverbote)73. Ob dies auch im
Handlung wird dabei auch die Herausgabe einer sicherzustel-, falle einer plötzlichen Neubeschilderung oder kurzfristigen
lenden Sache angesehen. Errichtung einer Baustelle Gültigkeit hat, ist mit Mallinckrodt

Wird die Verpflichtung, eine Handlung vorzunehmen, deren anzunehmen74. Gleiches gilt für das unzulässige Parkel;l an
Vornahme durch einen anderen möglich ist (vertretbare Hand- Parkuhren. Dagegen wurde eingewendet, die von der Parkuhr
lung), nicht erfüllt, so kann die Polizei auf Kosten des Betroffe- als Verkehrseinrichtung ausgehende Anordnung erschöpfe sich
nen die Handlung selbst ausführen oder einen anderen mit der in der Begünstigung, daß derjenige, der die Parkuhr durch
Ausführung der Handlung beauftragen (§ 30 I PoIG/NW). Münzeinwurfbetätigt, dort parken darf. Nach allgemeiner Auf-

Vertretbar ist die Handlung, wenn sie nicht nur vom Betroffe- fassung begründet § 13 StVO ein modifiziertes Haltverbot, weI-
nen persönlich, sondern ohne Änderung ihres Inhaltes auch ches erst mit der Einrichtung der betreffenden Parkuhr wirk-
von einem anderen vorgenommen werden kann (VV 30. 1. sam wird. Insofern besteht kein Unterschied zu Halteverboten
PoIG/NW zu § 30). nach § 41 StVO75. Auch der »Zebrastreifen« ist von dieser

Das bedeutet: die Verpflichtung, eine vertretbare Handlung Regelung erfaßt76.
vorzunehmen beruht im Falle der Anwendung des Verwal- Daneben werden auch die Behindertenparkplätze nach VZ
tungszwanges nach § 28 I PoIG/NW auf einem Verwaltungs- .314 i. V .m. 859 erfaßt77.
akt, der sich seinerseits auf eine Ermächtigungsgrundlage zur, Seit dem 1. Oktober 1988 wird durch § 12 I 8. StVO das Par-
Gefahrenabwehr im Polizeigesetz stützt. Der Pflichtige war ken in Feuerwehrzufahrten untersagt. Da diese entsprechend
jedoch nicht willens, dieser Verpflichtung nachzukommen7o. gekennzeichnet sein müssen, wird man hier zum selQen Ergeb-

In Abgrenzung zum unmittelbaren Zwang wird die Anwen- nis kommen78. War es bereits vor der gesetzlichen Neurege-
, dung des Rechtsinstituts der Ersatzvornahme bei der Sicherstel- lung möglich, dort abgestellte Kfz jederzeit sofort abzuscWep-
'I lung von Fahrzeugen als typisch angesehen. Ersterer wird ange- pen ohne den Nachweis der konkreten Gefährdung führen zu
i nommen, wenn es sich nicht um die Erzwingung der vertretba- müssen, so ist die Rechtslage nunmehr klarer79.

ren Handlung selbst handelt sondern darum, die Handlung zu Die El;ltscheidung des BVerwG bedeutet, daß in den o.g. Fäl-
ermöglichen71. len das Rechtsinstitut des Sofortvollzugs entbehrlich und mit-

Nun handelt es sich bekanntermaßen bei der Sicherstellung
im Wege des Abschleppens um die Fälle, in denen der Pflichtige 68 G. Heise, a.a,O., Rz. 2; Vahle/Buttgereit, a.a.O., S. 178, 215; J.

. h . M. h. .. d. A d d V al Vahle, a.a.O., S. 102;
mc t zugegen Ist. It In ware le nwen ung es erw - 69 G. Heise, a.a.O., Rz. 2.

tungszwanges aufgrund § 28 I PoIG/NW wegen des fehlenden 70 G. Heise, a..a.O., Rz. 4 zu § 30 PoIG/NW; F.-L Knemeyer, a.a.O.,
Verwaltungsaktes nicht angezeigt. Rz. 2~4. ,!

71 G. Helse, a.a.O., Rz. 7 zu § 30 PoIG/NW; Vahle/Buttgerett, a.a,O.,
2.1- Verkehrszeichen als Allgemeinverfügung 72 ~J~G NFW 1978,656.

73 tI: Götz, a.a.O., Rz. 303.
Man wird jedoch nicht an jener Entscheidung des Bundesver- 74 D, v. Mallinckrodt, ,A~t.uelle Rechtsfrage~ bei~ Ab~ch~eppen von
waltungsgerichts vorbeikommen, die die sofortige Vollziehung Fahrzeugen,als pollzetl!che Maßnahme; m: DIe PolizeI 1983,390.

. . . al 75 Zu dem Memungsstrelt vgl.: BVerwG, NVwZ 1988, 623; OVGdes von Vorschnftszelchen der StVO, von denen ein H tever- HambUrg, DAR 1982,306 und 399.
bot ausgeht, gleichzeitig mit dem Verbot hier zu Parken oder 76 VGHKassel, NVwZ 1988,657.
zu Halten ausgehenden Wegfahrgebots erlaubt72. Nach dieser 77 VGH Kassel, NVwZ 1987,910; OVG Münster, NJW 86, 447,
Entscheidung bedarf es keines neuerlichen Verwaltungsaktes, 779 8 KV .gl-H HBrasunh'I ,a.~.Ok.' 2p1' 1' .1' h P bl b ' d E ' '

h.. .. .. .: . c Iwlns y, 0 lzel IC e ro eme el er InrlC tung
der dem Pfllchtlgen hatte aufgegeben werden mussen, wenn er und Freihaltung von Feuerwehr-No~wegen; in: die Polizei 1988,

zuvor verbotswidrig geparkt hat. 97; D, Berger, a.a.O., Abs. 11.
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hin - da ein Verwaltungsakt ergangen ist - die Ersatzvornah- Die Tatsache, daß das Problem nur im Zusammenhang mit

me zutreffend wäre. Das setzt jedoch eine Freistellung vom dem Sofortvollzug gesehen wird, sollte jedoch nicht dazu füh-
Erfordernis der Androhung des Zwangsmittels voraus. Nach ren, die Halterfeststellung und -benachrichtigung bei Maßnah-
§ 34 PolG/NW müssen die Zwangsmittel zunächst angedroht men der Ersatzvornahme i.S.d. o. g. BVerwGE zu unterlassen.
werden. Die Praxis zeigt, daß solcherart Bemühungen vielfach von

Von dieser zwingenden Verfahrensvorschrift kann abgese- Erfolg gekrönt sind und sich die Abschleppmaßnahme er-
hen werden, wenn die Umstände dies nicht zulassen, insbe- übrigt. Im übrigen bin ich der Meinung, daß Art und Umfang
sondere wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels der Ermittlungen Einzelfallabhängig sind. Dabei soll auch auf
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist (§ 34 die tatsächliche Belastung der daran mitwirkenden Polizeibe-
I PoIG/NW). Darunter fällt auch die Entfernung eines im amten abgestellt werden.
Halte:ferbot stehenden Fahrzeuges80.

Nach § 28 IPolG/NW darf ein Verwaltungsakt im Wege des 2.2.2 Aspekte des Datenschutzes
Verwaltu?gszwanges nur ~urchges~tzt, werden, wenn er un~n- Allerdings hatte ich den neuerdings in Köln eingeschlagenen

1 fechtbar: ist oder wenn .sem sof~rtiger Voll~ug angeor~net ist Weg, ~en d~rch verbotswi~rig ~bgest.ellte Pk~ Betroffenen
oder ellern Rechtsmittel keij1e aufschiebende Wirkung telefonisch die Halteranschnft mitzuteilen und Sie dann selbst
~ukommt. Zum ~eitpun~t der ~nordnung des Abschleppens Ermittlungen durchführen zu lassen, für keineswegs

J iSt das V erke~rsz~ichen mit der sich darau~ ergebenden Anord- akzeptabel88. Hier geht es nicht um das Auskunftsersuchen
~ung dem ~flichtigen geg~nüber weder unanfechtbar, noch war eines Bürgers über den Halter eines Kfz; bei der angezeigten
ihm gegenub~r der sofort~.ge. V ollz~g an?eordnet.Der Verwal- Verfahrensweise wird das Problem der Halterermittlung letzt-
tungszwang iSt aber zulassig, weil Widerspruch und Klage lich aus personalkap~zitiven Gründen auf den hilfesuchenden
ge~en Anordnungen von Verkehrszeichen keine aufschiebende Bürger abgewälzt. Das alleine wäre m. E. grundsätzlich nicht zu
Wirkung haben. beanstanden, käme da nicht die zudem telephonische Weiterga-

be von Daten hinzu,2.2 Anwendung des Sofonvollzugs Der Ansicht Ahlfs, daß es sich dabei um einen Eingriff han-

In den anderen Fällen wird man mit dem Institut des Sofortvoll- delt, ist zuzustimmen. Dieser ist immer dann anzunehmen,
zugs arbeiten müssen8i. Bei dieser Maßnahme nach § 28 11 wenn durch eine positive (kein Eingriff durch Unterlassen)

, PolG/NW ergeht keine Anordnung an den Pflichtigen, da die- hoheitliche Maßnahme (verschuldet oder unverschuldet) das
i ser nicht zugegen, nicht rechtzeitig erreichbar öder nicht in der grundrechtlich geschützte Rechtsgut (informationelle Selbstbe-

Lage ist, die Gefahr rechtzeitig abzuwehren82. Demnach ist für stimmung) erheblich (Dichte der Erfolgsbeziehungen, hinrei-
die Rechtmäßigkeit des Zwangsmittelanwendung des Sofort- chende Intensität) tangiert wird (sei es durch rechts- oder
vollzugs Voraussetzung83: Realakt )89.
a) Das Vorliegen einer gegenwärtigen Gefahr (§ 28 11

PoIG/NW).
b) Das Vorliegen der materiellrechtlichen Voraussetzungen,

unter denen der Pflichtige hätte in Anspruch genommen
werden können (§ 21 PoIG/NW).

c) Beachtung des Übermaßverbotes.
80 G. Heise, a.a.O.,Rz. 5zu§ 34PolG/NW; Vahl.e/Buttgereu, a.a.O.,

2.2.1 Die Notwendigkeit der Halterermittlung 81 ~ 1~gner, AG-PolG, § 30Rz. 21; Anm.: der hessischen Gesetzge-

Im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit ist insbesondere die bung fehlen .~ie beide~ Rechtsins_titute Sofortvollzug und unmit-
Pfl ' h d Hal f 11 d B hr . h . telbare Ausfuhrung (siehe: v: Gotz, a.a.O., Rz. 300; VGH Kassel.

iC t er ter estste ung un enac iC ugung zu NVwZ 1987,904).
beachten. 82 F.-L. Knemeyer, a.a.O., RZ. 264; Götz, Vol.kmar, a.a.O., Rz. 299.

f Während Heise lediglich meint, der Polizeibeamte sollte im 83 v: Gö~z, a.a.O., Rz. 301 u. a.
i Rahmen des Möglichen und Zumutbaren durch Rückfragen in ~~ J'J:h~'a~~~3:'s~~o~.zu § 21 PolG/NW.

nahegelegenen Geschäften versuchen, den Führer des Fahrzeu- 86 BVerwG, DVBl. 1983, 1066; OVG Kobl.enz, NJW 1986, 1370 (»Die
ges zu ermitteln84, weist Vahle darauf hin, daß bei verbotswi- Polizei ist nicht verpflichtet, über die Feststellung des Halter hin-
drig abgestellten Pkw mit auswärtigen Kennzeichen keine War- aus weitere Ermittlungen nach dem Verhaltensverantwortlichenf . . hat

d ß85 D BV G t h' d durchzuführen, um diesen vorrangig in Anspruch nehmen zu kön-te rist emge ten. wer. en mu . as ..erw e~ sc ie., nen. Das widerspräche dem öffentlichen Interessen, an einer mög-

ohne konkreten Hmweis auf den Fahrer bedurfe es kerner wei- lichst großen Wirksamkeit der polizeilichen Tätigkeit. Nur eine
teren Nachforschungen86. Dem ist zu widersprechen: Seit d.erartige Beschränkung der Er.mittlungspflicht kann den für :ine
immer mehr Polizeibehörden an ZEVIS angeschlossen werden, einzelne ~aßnahme erf?,rderllchen Auf.wan.d auf.da.s ~nbe.dl~gt I. .. . h .. . h . . k .. . . d d notwendige Maß beschranken und damit die Polizei fur die Ihr

W wird es grundsatzhc mogl~~ sem, m urzester Zeit J~ W:. e oblit'gende umfassende Aufgabe der Gefahrenabwehr freihalten«).

B Halterfeststellung durchzufuhren. Dann aber besteht die Mog- 87 NPA 721, BI. 1-15; so auch: Supl.ie/Finke/Sunde1mann/Vahl.e,
lichkeit telefonische Erkundigungen an der Halteradresse All~meine Verwaltungskunde, 7. Aufl. [1987], Rz. G 32, S. 262.
durchz~führen. 88 Der Text de.r Vfg. lautet: Be~ngt durch das.~ohe Ei~satzaufkom-, . . . . . men zu bestimmten Tageszeiten entstehen für den hilfesuchenden. Rme g~ne~elle Verpflichtung der POlizei ~ur. telefornschen Bürger bei Verkehrsbehinderungen oftmals lange Wartezeiten bis' i:

Benachnchugung von Haltern verkehrswidrig abgestellter zum Eintref~en der Polizei. Zukü~ig können dem Anrufer Name
jlFahrzeuge vor der Durchführung der Ersatzvornahme anzu- und Anschnft des Halte:s de~ behlnd~md par~enden Fahrzeuges !

nehmen würde zur Folge haben daß die Ersatzvornahme im genannt werden, wenn dlese~ In. ~er Nahe des ~lnsatzortes wohn~. f. ' . .' Besteht der Anrufer auf polizeilichem Erscheinen oder kann die
Ergebnis die vorherige Androhung voraussetzt. Gerade das Verkehrsbehinderung auf diese Weise nicht beseitigt werden, so ist
aber will die Vorschrift erübrigen. Hingegen gebieten es die auch weiterhin ein Einsatzmittel zu entsenden. In jedem Fall ist ein

I Grundsätze der Verhältnismäßigkeit zwingend, daß die Poli- Einsatzprotokoll zu fertigen (Vfg. PP Köln vom 12. 1. 1989, D1.. R h d b U .. d h 1.. -2020/6042-).zei im amen er gege enen mstan e versuc t, po izei- 89 E H Ahl.,rD B .ff d E. .ff . b d b . k . . al. . " . .". ", er egn es» Ingn S« inS eson ere el nmln "

?fuchuge Personen zu ermitteln, .bevor Sie elle Maßnahme polizei!icher. Tätig:ke!t und die sog. »Schwellentheorie« zu § 163 I
im Wege des Sofortvollzugs vornimmt87. StPO; In: Die Polizei 1983, 49.

:
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Im umgekehrten Fall ergäbe sich die Anspruchsgrundlage aus Zu § lle PolG (neu) wird dabei ausgeführt:

§ 26 V StVO90. Zweifelsohne ergäbe sich das Interesse an der »nach Abs. 1 Nr. 1 ist eine Übermittlung möglich, wenn dies zur poli-
Halterfeststellung aus Vorgängen des Straßenverkehrs. Schwie- zeilichen Aufgabenerfüll);lng der Gefahrenabwehr erforderlich ist.

. al . h d. D 1 d b h . I Dabei genügt es, daß die Ubermittlungaus der Sicht der Polizei erfor-
rlger gest tet SIC le ar egung es erec tlgten nteresses. derlich erscheint«.
Der Tatsachenv?rtrag des Antrag~tellers m~ß erkennen lassen, Im Lichte des VZG-Urteils bleibt jedoch die weitere Forde-
daß er durch die Verwendung eInes Kfz Im Straßenverkehr run g unberührt daß der Nutzun gsz

eck d E f.. dh..d. d . . W . b . .. h . d d halb ' w es mp angers un
gesc a Igt 0 er m sonstiger else eemtrac tlgt un es der Erhebun gszweck der Polizei d k g 1 . h .

ßft. d .' . d ec un sg elC sem mu
ausve~nün Ige~Erwägungen aranmteres~:ertl~t, enNamen (Zweckbindung der Daten [§ 10c V VE MEPoIG]). Zu diesen

und die .Anschrl~ des Halters zu erfahren. Hierunter fallen allgemeinen Regeln der Datenübermittlung läßt der o. g. Geset-

auch wirtschaftliche In.teressen d~s Antragstellers etwa aU;f zentwurf im § 11 b jedoch 2 Ausnahmen zu. Die Datenüber-

Ersatz ents:a?dener Taxlkosten. Bel der Halterauskunft an Prl- mittlung i;t demnach rechtens, soweit dies durch Gesetz zuge-

vate kollidIeren Bel:2nge des Datenschutzes und der lassen ist oder zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist und der

Auskunftsersuchenden. Empfänger die Daten auf andere Weise nicht oder nicht recht-

Hirte kommt zu dem Ergebnis, die Preisgabe des Halterna- zeitg oder nur mit unv~rhältnismäßig hohem Aufwand erlan-

mens und der Anschrift stelle für den Halter keinen belastenden gen kann. Hier weicht der Gesetzentwurf vom VE MEPolG ab.

Eingriff dar, da die Teilnahme am Straßenverkehr mit einem Zwar ist anerkannt, das schutzwürdigeBelange (wirtschaftliche

Fahrzeug ein Verwaltungsakt mit potentiell belastender Dritt- Interessen) des Einzelnen Nutzungszweck i.S.d. o. g. Vorschrift

wirkung ist93. Als überholt muß jedoch die Ansicht gelten, sein können, doch bleibt der Erhebungszweck der Polizei in der

wonach die Erhebung und Verarbeitung von personenbezoge- angesprochenen Verfügung unklar. Erklärtes Ziel ist die Ver-

nen Daten keinen Eingriff darstellt94. Allenfalls zulässig ist die kürzung der Wartezeit für den Betroffenen. Angestrebt wird

Unterscheidung zwischen unerheblichen Bagatellbeeinträchti- eine Problemlösung ohne unmittelbares Einschreiten der Poli-

gungen ohne Eingriffsqualität und Rechsteingriffen je nach der zei vor Ort. Das mag vielleicht bürgernah sein; die geforderte

Schwere und Intensität der hoheitlichen Maßnahme95. Damit Zweckbindung der Daten läßt sich jedenfalls nicht daraus

scheidet die Er.heb~ng und V erarbei~ung s~ge~annter ~andda- ableiten. ). . .. 1

ten als RechtsemgrIff aus. Problematisch wird Jedoch die Kenn- Zudem kann bel der oben angezeigten Verfahrenswelse me-

zeichenabfrage im VZR (oder auch bei der KraftfahrzeugsteIle), mand zuverlässig die Gewähr dafür übernehmen, daß es sich

weil der Polizei daraufhin personenbezogene,oaten zugänglich beim Anrufer um den Inhaber eines berechtigten Interesses

werden. Vahle kommt jedoch zu dem Ergebnis, daß mangels handelt. Weiterhin gehen der originär zuständigen Kraftfahr-

erheblicher Beeinträchtigung individueller Belange, solchen zeugstelle die Verwaltungsgebühren verloren, welche sie zwar

Abfragen ~~gelmäßig keine Eingriffsqualität zukomme96. vom Antragsteller,üblicherweise nicht jedoch von der Polizei

Gerade die Ubermittlung der erhobenen Daten aber erhöht die fordern wird.

Beeinträchtigung der Belange des Betroffenen.

Das BVerwG weist in seiner Entscheidung zutreffend darauf

hin, daß sich das Interesse des Antragstellers gegenüber den sich
aus Art. 2 I GG (informationelle Selbstbestimmung) ergeben- 90 Diesen Problemkreis kommentierend vgl.: J. Roos, Das Problem
d h .. d. B 1 d d A k ft B ff der Datenübermittlung im täglichen Polizeidienst; in: KR 1987,

en sc utz,::,ur Igen e a~gen es. von ~r us ~n etro e- 533; U, Chemnitz, Anspruch des Bürgers auf Auskünfte über den

nen zu bewahren hat. Zwischen diesen widerstreitenden Inter- Halter eines Kfz; in: PolizeiInfo. 7/87; ~ Ehmke, Halterauskunft
essen ist im Einzelfall abzuwägen97. und Datenschutz; in: PolizeiInfo. 6/87 3; BVerwG NJW 1986,

f 2329; H Hirte, Datenschutz cpntra Privatrecht; in: NJW 1986,
Unstrittig darf die Polizei die Daten des Kfz-Halters sowohl 1899. j,

heute (nach § 8 PoIG/NW) als auch zukünftig (vgl. § 8a VE 91 BVerwG, ebd. 1
MEPoIG) erheben98. Problematischer ist jedoch die Daten- 92 H Hirte, a.a.O.

übermittlung. Das DSGNW i.d.F. vom 15. 3. 1988 läßt die ~~ ~~-t. Ahlf, a.a.O., 49.
Datenübermittlung an Personen außerhalb des öffentlichen 95 J. Vahl.e, Probleme des Rechtseingriffs und des schlichthoheitli-

! Bereichs (§ 16 DSGNW) nur unter eng gefaßten bestimmten che~ V~rw.altungsh~delns i~ Polizeir~c.ht 1;inter besonderer

Voraussetzungen zu. Demnach ist die Übermittlung personen- Beruckslchtlgung der mformatlonellen T atlgkelt, VR 1986, 259.
b D 1.. . . h ..ß. 96 ebd., S. 261.

ezogener aten nur zu asslg, wenn SIe zur rec tma Igen 97 BVerwG, NJW 1986.2330.
Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle lie- 98 Kniesel/Vahle, Vorentwurf zur Änderung des MEPolG - Vorge-

genden Aufgaben erforderlich ist. Diese generalklauselartige schichte, Zielsetzung, Inhalt und polizeiliche Notwendigkeit, KR
Fassun g der Vorschrift verweist darauf, daß die Bestimmungen 99 K198,8, 2

l ~. tm / '7 h ' H db h d D t h t fü'niese / leg eyer va ,e, an uc es a ensc u zes r
des allgemeinen Datenschutzrechtes keine eigenständigen Sicherheitsbehörden, 1986, Rz. 775.
Rechtsgrundlagen für die Datenerhebung und -verarbeitung 100 Gesetz zur Fortentwicklung des Datenschutzes im Bereich der
sind99. Daraus folgt, daß die Bestimmungen des Polizeirechts Polizei und der Ordnungsbehörden (GFDPol.), LT-Drucksache
(§ 8 P IG/NW) . hl ... . d Z k ..nft . 11 di B . h 10/3997 vom 17. 1. 1989. i

. 0 emsc aglg sm. u u Ig so eser erelc 101 § lle I PolGNW (neu): Die Polizei kann von sich ,lUS personenbe- "
speziell geregelt werden (§ 10c VE PoIG). Der Gesetzentwurf zogene Daten an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen !
der Landesregierung NWlOO beabsichtigt, die Dat~nübe~mitt- Bereiches übermitteln, sow~it dies 1) zw: E~llu'lg ihrer .Aufga- j
lung an Personen oder Stellen außerhalb des offentlichen ben, 2) zur Abwehr, erheblicher ~achtelie für ,das..Ge!!lemwohl j. . .. oder zur Abwehr einer schwerwiegenden Beemtrachtlgung der
Rechts m § lle PolGNW zu regeln. Danach kann die Polizei Rechte einer Person erforderlich ist,

sowohl von sich aus (Abs. 1), als auch Antrag (Abs. 2) personen- § lle ll: Die Polizei kann auf Antrag von Personen oder Stellen j
bezogene Daten übermitteln 101. In der Begründung des Gesetz- außerh.alb des öff.entlichen Bereichs personenbez,ogene ~aten .I

entwurfes wird auf die historische Entwicklung des Rechts auf übermitteln, soweit der, Auskun~sbege.hrende 1) em rechtliches 1.

.. . .. . Interesse an der Kenntnis der zu ubermlttelhden Daten glaubhaft
mformatlonelle Selbstbestimmung verwiesen. Ziel ISt es, macht und kein Grund zu der Annahme besteht, daß das Geheim-

»die polizeiliche Datenerhebung und -verarbeitung auf klare gesetzliche haltungsinteresse des Betroffenen überwiegt
Grundlagen zu stellen, die den Anforderun~~n d~r R,echtspr~chung des 2) ein, berechti~es I~teresse.geltend macht und offensich~lich ist,
BVerfG Rechnung tragen. Der Entwurf beruckslchtlgt dabei das Recht daß die Datenubermlttlung Im Interesse des Betroffenen liegt und
des einzelnen auf informationelle Selbstbestimmung ebenso wie das er in Kenntnis der Sachlage seine Einwilligung hierzu erteilen
aufgabenadäquate Informationsbedürfnis der Polizei«. würde.
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3. Vollzug der Abschleppmaßnahme im Wege des Verwaltungszwanges bei Zugrundelegung eine Realaktes

Gegen die Anwendung des Rechtsinstituts des Sofortvollzuges in Form der Ersatzvornahme werden Bedenken geäußert. Während
nach allgemeiner Auffassung das Abschleppen nicht als Bestandteil der Sicherstellung angesehen wird 102, sehen Schwabe und Wag-
ner in der Sicherstellung einen Realakt und betrachten das Abschleppen als Element der Sicherstellungl03. Sie sehen in der Sicher-
steIlungsnorm des § 21 PoIG/NW eine Spezialnorm, die auch den Vorschriften über den Verwaltungszwang vorgeht. In der Berech-
tigung, das Fahrzeug von seinem ordnungswidrigen Standort zu entfernen, liege regelmäßig eine Sicherstellung. Zutreffend wird
dazu ausgeführt, der Wortlaut des § 21 PoIG/NW erlaube mehr als eine Herausgabeverfügungl04. Hierin wird der Realakt (»die
[real] sichergestellten Sachen sind in Verwahrung zu nehmen«, § 22 PoIG/NW), die Begründung des amtlichen Gewahrsams als
der (ungewollte) Erfolg der Maßnahme gesehen.

3.1 Begriff des Verwaltungsaktes der Ersatzvornahme um einen Realakt. Der als Allgemeinverfü-
gung ergangene Verwaltungsakt bezieht sich nur auf die Durch-

Zunächst gilt es, den Begriff des Verwaltungsaktes zu erklären. setzung des Wegfahrgebotes. Den notwendigen Sofortvollzug
i Als Legaldefinition wird dabei der § 35 VwVerfG herangezo- auch auf die Sicherstellung auszudehnen ist indes nicht mög-

gen. Darunter ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere lich, weil der neue Verwaltungsakt bezüglich der Sicherstellung
hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines adressatlos ergehen würde. Die h. L.111 hilft sich hier mit der

~ Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und nachträglichen Bestimmung des Adressaten in der Kostenverfü-
I die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist, gung. Dies wird richtigerweise abgelehntl12.

zu verstehen. Hier soll nicht weiter auf die einzelnen Merkmale
des Verwaltungsaktes eingegangen werden. 3.3 Kritik an der Anwendung des Rechtsinstituts des Sofortvoll-

, zugs im Wege der Ersatzvornahme 3.2 Der Begriff des Realaktes

Bei der Ersatzvornahme sehen die einenl13 ein Zwangsmittel
In Abgrenzung zum Realakt ist dabei festzustellen, daß der Ver- zur Durchsetzung des Wegfahrgebotes (= vertretbare Hand-
waltungsakt als hoheitliche Maßnahme also final auf die Her- lu~g). Dagegen wird. eingewen.det,. in de: Siche~stellung liegt
beiführung einer Rechtsfolge gerichtet ist. Mit dem Ausdruck kerne Anordnun,g, die dem Pilicht1gen eine best1mmte Hand-
des Verwaltungs-Realaktes bezeichnet man zusammenfassend lung ~ufgibt, äußerstenfalls sei er zur Herausgabe der Sache
diejenigen Verhaltensweisen der Träger öffentlicher Verwal- verpilichtetl14! mehr wohl aber zur Duldung der Inve~ah-
tung, die im Gegensatz zum Verwaltungsakt unmittelbar nur rung:nahme. Sleht man das Abschleppen als Element der Slcher-
einen tatsächlichen Erfolg herbeiführenl05. Als Beispiele wer- stellung an, würde das für die Ersatzv?rnahme bedeuten, ~aß
den Wissenserklärungen (Auskünfte, Warnungen, u. ä.) und sowohl. das Wegfah:gebot als auch d1e Hera:usgabeverpfl1ch-
sonstige Realakte (Streifenfahrten der Polizei) erwähnt. Eine tung W1e der anschließende Transport zum Slcherstellungsge-
besondere Gruppe bilden die (ungewollten) tatsächlichen Aus- lände geschuldet würden~!5... ..
wirkungen hoheitlichen Handelnsl06. Ob sich die Sicherstel- D~r Kostenan~pruch wurde slch, sleht man d1e Slcherstellung
1 h ' d. .. 1 . .h läß k . h als eine durch die Ersatzvornahme vollzogene Maßnahme an,
ung von Sac en miese Belspie e emre1 en t, ann niC t § 3011P IG/NW b T h .. d h daß f. h . 1. h b d D. S. h . h . aus 0 erge en. atsac e 1st Je oc, er au
em e1t 1C eantwortet wer en. lese 1C twe1se ersc eint § 24 111P IG/NW .. . d . R 1 d.. .'b '

. ... .. . .. ' 0 gestutzt W1r ; eine ege ung, 1e 1m u ngen
mut1g. Sle andert Jedoch nichts an der Qualitat des Rechtsem- in NW 1984 durch die Einfügung einer Überleitungsvorschrift

griffes und mindert nicht den R.echtsschut~lO7. Hier sol! nur geändert wurde (»§ 77 VwVGNW findet Anwendung«). Hier
der Fall behandelt werden, wo d1e Sache bel Abwesenhe1t des ergibt sich dann folgendes Problem:
Adressaten sicher:gestellt wird. wer die Sicherstellung verbotswidrig abgestellter Kfz ganz auf

Dabei würde es sich um einen Verwaltungsakt handeln, wenn die Generalklausel stützt, hat noch nicht einmal eine Ermächti-
die Maßnahme nach ihrem Erklärungsinhalt darauf gerichtet gungsgrundlage zur Eintreibung der Kosten (der Umweg über
wäre, eine Rechtsfolge zu setzen. Das begegnet aber bei der
Sicherstellung verbotswidrig abgestellter Kfz Bedenken. Das
Handeln der Behörde ist zunächst lediglich auf die HerbeifÜh- l02 0 r"G I,{- NJW 1982 2277 G u' 0 Rz8 c 28. .. hl. h E 1:1 . h E. h 1:1 Y' lYlunster, " . nelSe, a.a.., . zu y
rung eines tatsac 1C en rIO ges genc tet. me Rec tSIO ge PoIG/NW; K,.H. Braun, a.a.O., S. 21,
würde nur dann eintreten, wenn die Maßnahme einen Dul- 103 J. Schwabe, a.a.O., S. 369; H. Wagner, AK-PoIG, § 30, 26,

I dungsbefehl, das polizeiliche Tun nicht zu behindern oder abzu- 104 J. Schwabe, a.a.O., S. 370; a.A, G. Heise, a.a.O., Rz. 2 zu § 21
i h h. 1 108D . .'ß d Pfl. h ' b PoIG/NWwe ren, ent 1e te . leser mu te em 1C t1gen a er erst 105D Sh 'd.

D V I k d V I R alak al. ,.. c ml t, er erwa tungsa t un erwa tungs- e t s
bekanntgegeben werden, ehe der Verwaltungsakt uberhaupt Rechtsformen des Verwaltungshandelns und die rechtliche Quali-
Geltung erlangt, da die Bekanntgabe Existenzvoraussetzung des fizierung polizeilicher (Eingriffs-)Maßnahmen; in: Die Polizei
Verwaltungsaktes ist. Die Möglichkeit einen adressatlosen Ver- 1983, 368; P. Badura in Erichsen/Martens, Allgemeines Verwal-
wal ak 1 . d ,. 1. h b 1h 109 B . tungsrecht, 8. Auf!. [1988], S. 363.

tungs t zu er assen, 1st grun satz 1C a zu e nen . e1 106 Suplie/Finke/Sundermann/Vahle a,a.O. E 316.
. den hier in Rede stehenden Fällen ist eine vorherige Bekanntga- 107 So auch Drews/wacke/Vogel/M~rtens, a:a.O., S. 168; /i Maurer,

be jedoch regelmäßig nicht möglich. Ers~at~u~g der Kosten für die Verwahrung eines Kfz durch die
, A h . d F..ll . d d BV G V k h . h Poilze1; In: JuS 1981, 812.

uc m en a en, m enen as erw er e rsze1C en 108 ebd. FN 64, 65.
: den Charakter der Allgemeinverfügung zugesprochen hattel1° 109 p, Badura, a.a.O., S. 198.
1.' ist dem Pflichtigen keine Sicherstellungsverfügung bekanntge- 110 BVerwG"NJW 1978,656; P. Badura, a.a.O., S. 199 FN 188.

b d d h' . , . 111 OVG Munster DAR 1980, 223.
ge en wor en, a 1er nur em Wegfahrgebot konz1p1ert wurde. 112 D, Schmidt, a.a.O., 373 (FN 89); J. Schwabe, a.a.O., S. 370.

Bei der Anwendung des sofortigen Vollzugs wird man 113 -'R, Steinhilber, a.a.O., S. 2429; BVerwG NJW 1978, 656;
zunächst zu dem Ergebnis kommen, daß ein Verwaltungsakt Drews/wacke/Vogel/Martens, a.a.O., S. 168.

114 J. Schwabe, a.a.O., S. 370,
vorliegt. Dennoch handelt es sich beim Sofortvollzug in Form 115 ebd. m.w.N.

Heft 10/89 . 289

; -,cc-, h=---~ ==~~



-

§ 140BGi.V.m.§77VwVGNWi.V.m.§ 11 KostenONWist der obigen Kritik an der Ausführung der Sicherstellung im
abzulehnen)116. Wege der ErsatzvornaBme § 21 PoIG/NW als Spezialnorm

Zum Verhältnis von Sicherstellungs- und Zwangsnormen gilt begreifen. Das dies nicht konsequent geschieht, ist zu kritisie-
für NW, daß die §§ 21 - 24 PoIG/NW den §§ 28 - 30 ren. Allerdings sehe ich entgegen Wagner nicht, daß auch Bous-

PoIG/NW vorgehen117. Ansonsten müßte die Sicherstellung ka und Vahle auf eine Spezialnorm Sicherstellung zurück-
als unmittelbarer Zwang gemäß § 36 PoIG/NW angesehen greifenl22.
werden: »Unmittelbarer Zwang ist jede Einwirkung aufPerso-
nen oder Sachen durch körperliche Gewalt deren Hilfsmittel 116 § 77 I VwVG: Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz werden

d dh ff ..'... nach näherer Bestimmung einer Kostenordnung von dem V 011-
un urc Wa en.« Dann aber ware § 28 PoIG/NW elnschla- streckungsschuldner oder vom Pflichtigen Kosten (Gebühren und

gig, der den Einsatz von Zwangsmitteln nur zur Vollstreckung Auslagen) erhoben. Kostenträger ist der Rechtsträger, dessen
eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes (§ 28 I PoIG/NW) Behörde die Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen auch der

. Rechtsträger, bei dessen Behörde die Auslagen entstanden sind.
oder ohne vorangegangenen Verwaltungsakt zur Abwehr einer § 77 11 VwVG: Der Innenminister und Finanzminister werden
gegenwärtigen Gefahr zuläßt (§ 28 11 PoIG/NW) 118. Zwar ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Kostenordnung zu

meint§ 111~r. 7 KostenONW(§ 24mPoIG/N~i.V.m. § 77 er~~s;~iKostenordnungzumVwVG i.d.F. 22. 3.1982 (GV NW

VwVGNW I.V.m. § 11 KostenONW) sowohl dIe Kosten der 5164): Die übrigen Auslagen sind der Vollstreckungsbehörde vo m
Ersatzvornahme als auch für den unmittelbaren Zwang doch Vollstreckungsschuldner, der Vollzugsbehörde vom Pflichtigen
. t d' A ab h dl . h . V al'k zu erstatten. ZudenAuslagengehöreninsb.: 7. Beträge, die bei d er
IS le nn me, es an e SIC um einen erw tungsa taus Ersatzvornahme oder bei Anwendung unmittelbaren Zwangs zu
den oben genannten Gründen abzulehnen. Unmittelbarer zahlen sind, sowie Kosten die der Vollzugsbehörde durch dieZwang wird ja nur dann angenommen, wenn es darum geht, die Ersatzvornahme entstanden sind. \

H dl Ib .. 1. h 119 117 R Wagner, AK-PolG, § 30 Rz. 26; Drews/Wacke/Vogel/Martens,
an ung se st erst zu ermog IC ~n. . a.a.O., S. 168.
Stützt man das Abschleppen auf die Generalklausel und läßt 118 R Wagner,AK-PoIG § 30 Rz. 27.

d. S. h 11 . h hl ' ß 120' d . A d d 119 FN 71
le IC erste ung SIC ansc le en , Ist le nwen ung er 120K -R B. 0 S 21. v:G.. 0 R 303' T"

GHK. l... ..' ..' ..raun,a.a..,.,.otz,a.a..,z. ,v' asse,
Ersatzvorn~hme In sIch zunachst ylnmal schlusslg, wenn auch NVwZ 1988, 656; Drews/Wacke/Vogel/Martens, a.a.O., S. 168.
abzulehnen. 121 so:J. Schwabe, a.a.O., S. 371; Drews/WackeNogel/Martens, a.a.O.,

W . d h d Ab hl al d H d f 11 S. 168 mit der Entgegnung FN 87; a.A. G. Heise, a.a.O., Rz. 6 zu
er Je oc as sc eppen s en auptanwen ungs a § 21 PoIG/NW; Rd. Erl. IM/NW siehe FN 4.

der Sicherstellung nach § 21 PoIG/NW ansiehtl21, muß nach 122 H. Wagner, AK-PolG, § 30 Rz. 23; D. Schmidt, a.a.O., FN70.

4. Fazit .1

Daraus folgt, daß als Rechtsno17n für das Abschleppen verbot.widrig abgestellter Kfz lediglich die Standardmaßnahmen (§ 21 PoIG/NW) j
in Frage kommt. Gleiches gilt für die mildere Maßnahme Versetzen. :

Abschleppen ist Element der Sicherstellung. Gegen die Rechtsfigur der Ersatzvornahme ist einzuwenden, daß der Pflichtige keine Maßnah-
me, allenfalls die Herausgabe des Fahrzeuges schuldet. Ebenso ist der Sofortvollzug abzulehnen.

Die Standardmaßnahme geht den Zwangsno17nen als lex specialis vor. Bei der Sicherstellung handelt es sich um einen Realakt. Es mangelt
hier an einem wirksamen Verwaltungsakt.

Ärztliche Warnung vor Kfz-Unfall-Ursachen

»Wer etwa blutdrucksenkende Medikamente und Beruhigungs-
c ""D~')c~o.n mittel gleichzeitig ~innimmt, wird zu einem Risikofaktor im

,~~~~~~~~i~ S~raßenverkehr.« Mit dieser Feststellung wies der Wiener Medi-
~~"'~ P 1: D ~..

Sla " h d . 'T' d .

iiI\;.~~~~ -z:~ner ~olessor r. Jorg .. ny' wa ren einer J.~g';1ng er In

_!FoM~ Oste~relch be~teh~nden »Arztllchen.Kraftfahrverel.?I~ng« dar-
=,:;:~~~~~ auf h~.n, daß die Einnahme von Medlka~enten gefahrhche Fol-
~~d"~' gen für das Verhalten von Autofahrern Im Straßenverkehr her-
... """",-~,,~~ b .

f h k~~~~~ el Ü ren anno »Zu einer geradezu tödlichen Kombination
-~W;$oMl\,I "'"" k .. M d'

k dAlk h I de~~~' ,n onnen e I ~mente un 0 0 wer en«, warnte ~rofessor
\ da$Ges~rodIund;t"t1 Dr. Slany, der Jedoch auch zu erkennen gab, daß keineswegs, e(10 so - ch\ossen~ .. .

,W~I<OI\\okt zuoU e~s samthche Erkrankungen zu Verkehrsunfällen führen. So würde
~ns\ OomenundKerren~w ~ beispielsweise sogar ein erlittener Herzinfarkt nur äußerst sel-

PoitJt. -- .w ~ C"""""""O:C'""«" ten das Verhalten am Steuer eines Kraftfahrzeugs so ungünstig

~,;'m,;:;~~,:;,;~~:;J;,~"\':"""""' beeinflussen, daß' es zu einem Verkehrsunfall kommen kann.
!I~~~~ Vor allem verdeutlichte Professor Dr. Slany, daß allen Autofah-
~~; I h . M d'k . h b d.t'~~~~ rern, we c e ein e I ament elnne men, un e Ingt anzuraten

ist, ihren Arzt, der das Med~kament verschriebe~ h.at, zu bef~-

~~~~ gen, ob und welche AuswIrkungen das ArzneImittel auf dIe

~~f'~~ Fahrtüchtigkeit hat. Insbesondere sei bezüglich einer zusätzli-
-:;;;;'"""W"':..,,~ ,~
~~..~~"" chen Einnahme von weiteren Medikamenten bei dem betreffen-
~~~,,;d den Arzt die Erkundigung über mögliche gefährliche Fol~n

einzuholen.

Das interessiert unsere WSP-Beamten:
Schiffsverluste rückläufig
Insgesamt 231 Schiffe gingen 1988 weltweit verloren. Das ist laut
jüngster Statistik des Lloyd's Schiffahrtsregisters (London) die
zweitniedrigste Zahl seit 1962. Lediglich 219 Schiffsverluste
wurden 1987 gemeldet.
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